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4., überarbeitete und erweiterte Auflage



V

Vorwort zur vierten Aufl age

Zwanzig Jahre nach Erscheinen der Erstaufl age kommt diese vierte Aufl age auf 
den Markt. Die größte Neuerung: Mit Thomas Döring ist ein jüngerer Autor dazu-
gekommen, mit entsprechend frischen Ideen und großem Engagement. Dass er für 
Kontinuität sorgt, zeigt schon der Tatbestand, dass er im hier auch abgedruckten 
Vorwort zur ersten Aufl age erwähnt ist.

Auch diese Aufl age weist neue oder jedenfalls verstärkte Schwerpunkte im Ver-
gleich zu den bisherigen Aufl agen auf:

• Neu aufgenommen wurde eine Analyse der zunehmenden Sozialausgaben in 
ihrer Wirkung auf den kommunalen Haushalt und die damit einhergehenden 
Verdrängungseff ekte zulasten anderer Ausgabenbereiche der Kommunen. Dies 
schließt auch einen ersten Blick auf die sozialpolitisch motivierten Einnah-
menverzichte bei den Entgeltabgaben mit ein.

• Ebenfalls neu ist die Argumentation zu einer Regionalisierung der Grund-
steuer. Dies gilt auch für die knappe Darstellung der wichtigsten Konzepte 
zu ihrer Reform, deren Entwicklung bekanntermaßen durch die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts, welches die Grundsteuer in ihrer bishe-
rigen Ausgestaltung für verfassungswidrig erklärt hat, angestoßen wurde. Dies 
schließt auch eine kurze Erläuterung des Reformvorschlags mit ein, auf den 
sich Bund und Länder im Februar/März 2019 geeinigt hatten.

• Mit Blick auf die Gewerbesteuer wurden Erklärungen für das Phänomen von 
regionalen Clustern ähnlicher Hebesätze neu aufgenommen. Zudem wird sich 
kritisch mit der Frage auseinandergesetzt, ob der interkommunale Steuerwett-
bewerb – wie nicht selten behauptet – die Gestaltungsmöglichkeiten der Kom-
munen im Rahmen ihrer Hebesatzpolitik nennenswert einschränkt.

• Zur Festsetzung der Entgelte wurden zusätzliche Argumente aufgenommen.

• Deutlich verstärkt wurde die Analyse der Öff entlich-Privaten-Partnerschaften. 
Es wird nun diff erenzierter als bislang auf deren unterschiedliche Ausgestal-
tungsformen eingegangen. Dazu werden deren institutionelle Besonderheiten 
und die daraus für Kommunen jeweils resultierenden potentiellen Vor- und 
Nachteile analysiert.

• Das Gleiche gilt für die Entschuldungsprogramme der Länder für ihre Gemein-
den. Sie werden nicht nur kurz in ihren wesentlichen Merkmalen miteinander 
verglichen, sondern auch in ihren Wirkungen auf die Haushaltsergebnisse der 
betroff enen Kommunen sowie die Entwicklung von deren Finanzsituation, wie 



diese sich etwa im Verlauf der Investitions- und Sozialausgaben oder auch der 
Realsteuereinnahmen darstellt, überblickartig betrachtet.

• Auch die Ausführungen zum kommunalen Finanzausgleich wurden sowohl 
stärker diff erenziert als auch nennenswert erweitert. Dies umfasst zum einen 
die Darstellung und Bewertung der grundlegenden Modelle zur Bestimmung 
der Finanzausgleichsmasse. Dies gilt zum anderen für die verschiedenen Va-
rianten zur Bildung von Teilschlüsselmassen für die kommunalen Gebiets-
körperschaftsgruppen (kreisfreie Städte, kreisangehörige Gemeinden sowie 
Landkreise). Zudem betriff t dies die Diskussion der Frage, ob über den Finanz-
ausgleich den Kommunen eine Mindestfi nanzausstattung garantiert werden 
sollte. Diff erenzierter als bislang werden schließlich auch die Nebenansätze 
zur Ermittlung des kommunalen Finanzbedarfs sowohl bezogen auf deren the-
oretische Begründung als auch in ihrer je konkreten Ausgestaltung in Deutsch-
land dargestellt.

• Ebenfalls erweitert wurde der gesamte Bereich des Haushalts neuer Art. Dies 
triff t vor allem zu auf
– die Darstellung der Bilanz einer Gemeinde im doppischen Buchungssys-

tem, 
– die Gliederung des neuen Haushalts in produktbezogene Teilhaushalte und 

Kontenklassen, 
– die Rolle der Kosten- und Leistungsrechnung in diesem Zusammenhang, 
– die Bestandteile des Haushaltsplans und seiner Anlagen sowie 
– die inhaltliche Gestaltung des Jahresabschlusses. 

Eine so stark überarbeitete Neuaufl age bedarf verstärkter Unterstützung. Insbe-
sondere bedanken sich die Verfasser bei Olaf Seese und Otfried Schönberger vom 
Bereich Gemeindefi nanzen des Statistischen Bundesamtes für Hilfe bei der Daten-
zusammenstellung, bei Stefan Anton vom Deutschen Städtetag für besonders auf-
wändige Ermittlungen zum kommunalen Kostendeckungsgrad und bei Matthias 
Wohltmann für die genauen Angaben zu den Kreisfi nanzen. 

Marburg und Darmstadt, März 2019 Horst Zimmermann
Thomas Döring
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1

Erstes Kapitel

Einführung

A. Zur Relevanz der kommunalen Finanzen

Die Haushalte von Gemeinden und Kreisen stehen im Zentrum dieses Lehrbu-
ches. Diese kommunalen Gebietskörperschaften gaben in Deutschland im Jahr 
2018 in der Summe € 245 Mrd. aus. Das macht rund 27 % des „öff entlichen 
Gesamthaushalts“ aus, also der zusammengefassten Ausgaben von Bund, Ländern 
und Kommunen.1

Auf dieser gewichtigen Ebene der Gemeinden und Kreise (zu den Begriff en 
s. Kasten 1.1) erlebt der Bürger Demokratie vor Ort. Hier werden viele bürgernahe 
öff entliche Leistungen bereitgestellt. In der Bundesrepublik Deutschland spielten 
die Gemeinden in der Phase des Wiederaufbaus nach dem Zweiten Weltkrieg eine 
große Rolle. Beginnend mit den 1960er Jahren traten dann eher zentralstaatliche 
Aufgaben wie Verteidigung und Sozialpolitik in den Vordergrund. Das föderative 
Gefüge entwickelte sich zunehmend zentralistischer.

Erst in jüngster Zeit erfolgt – in Deutschland und weltweit – eine Rückbesinnung 
auf die Bedeutung der kommunalen Ebene als der dem Bürger nächsten Ebene. 
Dazu mag beigetragen haben, dass manche zentralstaatlichen Aufgabenbereiche 
entweder an Gewicht verloren (wie beispielsweise die keynesianisch orientierte 
Konjunkturpolitik) oder an Grenzen stießen (wie der Ausbau des Wohlfahrtsstaa-
tes). Unabhängig davon ist ein generelles Bemühen um mehr Dezentralisierung 
und Wettbewerb, sowohl im Verhältnis vom öff entlichen zum privaten Sektor als 
auch innerhalb des öff entlichen Bereichs („Wettbewerbsföderalismus“ und „Wett-
bewerb der Regionen“) zu beobachten. In diesem Zusammenhang ist auch die zu-
nehmende Betonung des Subsidiaritätsprinzips zu sehen, nach dem eine Auf-
gabe im Zweifelsfall von der jeweils dezentraleren Einheit erfüllt werden soll. 
Daneben mag auch die Hoff nung, dass der Staats- und Parteienverdrossenheit und 
dem Aufkommen populistischer Parteien am ehesten durch vielfältige lokale Ent-
scheidungsmöglichkeiten begegnet werden kann, dazu beigetragen haben, dass die 
kommunale Ebene wieder stärker unter Autonomiegesichtspunkten und weniger 
als ausführendes Organ gesehen wird.

1 Vgl. Finanzbericht 2019, BMF 2018, S. 1123 (Gesamtzahl) und S. 116. – Bereinigte Ausgaben 
ohne besondere Finanzierungsvorgänge. Kernhaushalte. Alle Zahlen ohne Sozialversicherungen.
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Kasten 1.1: Zum Sprachgebrauch „Kommune, Gemeinde, Kreis“

Die Sprachregelung zu den auf die kommunale Ebene bezogenen Begriff en wird im 
Schrifttum keineswegs einheitlich gehandhabt und muss oft dem Kontext entnommen 
werden. Im Folgenden wird – in Gegenüberstellung zu Bund und Land – oft von Ge-
meinden und Gemeindeebene bzw. von Kommunen und der kommunalen Ebene ge-
sprochen.
– Wenn allgemein von der kommunalen Ebene oder von „den Kommunen“ ge-

sprochen wird, sind sowohl die kreisfreien Städte als auch die Landkreise sowie 
ihre kreisangehörigen Gemeinden eingeschlossen (zu diesen einzelnen Typen von 
kommunalen Gebietskörperschaften s. 2. Kapitel, Teil C).

– Wenn nur von kreisfreien Städten, Landkreisen oder kreisangehörigen Ge-
meinden gesprochen wird, so sind nur die jeweiligen Körperschaften gemeint.

– Schließlich werden unter dem Begriff  „Gemeinden“ oft die kreisfreien Städte und 
kreisangehörigen Gemeinden zusammengefasst. In der amtlichen Statistik wird 
mit „Gemeinde“ bzw. „gemeindlich“ oft sogar die gesamte kommunale Ebene zu-
sammengefasst. Auch im folgenden Text wird, wenn übergreifend argumentiert 
wird, „Gemeindeebene“ im Sinne von „kommunaler Ebene“ verwendet.

Im Text wird überwiegend die Sicht einer kreisfreien Stadt eingenommen, die alle ge-
meindlichen Aufgaben erfüllt. An zahlreichen Stellen wird aber explizit auf die Rolle 
der Landkreise und der kreisangehörigen Gemeinden eingegangen.

Wenn aber die Kommunen wieder stärker ins Blickfeld geraten und eine Stär-
kung der Rolle der Kommunen auch politisch gewünscht ist, dann kann und sollte 
man sich auch wissenschaftlich intensiver als bisher mit dem beschäftigen, was 
die Kommunen tun. Ihre Aktivität lässt sich diff erenzieren nach regulierender 
(rechtsetzender) Tätigkeit und fi nanz- bzw. budgetwirksamer Tätigkeit. Letz-
tere hat bei den Kommunen ein besonderes Gewicht, d. h. kommunale Autonomie 
drückt sich in erster Linie in Finanzautonomie aus, während Bund und Länder in 
Deutschland wie anderswo Gesetze und Verordnungen erlassen und insoweit ohne 
Einsatz der öff entlichen Finanzen „regieren“ können, was den Kommunen in der 
Regel weitgehend verwehrt ist. Die regulierende Tätigkeit der Kommunen wird 
in der juristischen Literatur erörtert. Die fi nanzwirksame Tätigkeit ist Gegenstand 
dieses Buches.

B. Die Herangehensweise: Finanzwissenschaftliche Analyse

Die spezifi schen Probleme der Kommunalfi nanzen sind Gegenstand verschiedener 
Wissenschaften. In Deutschland dominiert die rechtswissenschaftliche Behand-
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lung. Dagegen fehlte lange Zeit eine übergreifende ökonomische Einführung in 
dieses Gebiet. Sie ist erforderlich, weil auch aus dieser Perspektive die kommu-
nalen Finanzen ihre Eigenarten haben. Auch wenn viele allgemeine Aussagen der 
Finanzwissenschaft, der wirtschaftswissenschaftlichen Lehre von der öff entli-
chen Finanzwirtschaft, auch für die Kommunalfi nanzen gelten, so bedarf dieser 
große Ausschnitt aus den öff entlichen Finanzen doch in vieler Hinsicht einer ge-
sonderten Behandlung. So sehen die Aufgabenbereiche und damit die Ausgaben 
der Gemeindeebene anders aus als die von Bund oder Land, und die Anforderun-
gen an eine gute Gemeindesteuer sind andere als beispielsweise die für eine gute 
Bundessteuer.

Dass die Kommunalfi nanzen eine spezielle fi nanzwissenschaftliche Sichtweise 
erfordern, zeigt sich mit Blick auf viele fi nanzpolitische Tagesfragen. Wenn bei-
spielsweise eine Steuerreform eingefordert wird, die Einsetzbarkeit der öff ent-
lichen Finanzwirtschaft zur Beeinfl ussung von Konjunktur und Wachstum dis-
kutiert oder öff entliche Ausgaben auf ihre Verteilungswirkungen hin untersucht 
werden, geht man in der wirtschaftswissenschaftlichen Analyse bei der Beschäf-
tigung mit den öff entlichen Finanzen meist von einem geschlossenen staatlichen 
Entscheidungssystem mit nur einem staatlichen Entscheidungsträger aus. Dann 
spricht man von „der“ öff entlichen Hand oder „dem“ Staat. Dabei denkt man in 
aller Regel, oft ohne sich dessen bewusst zu werden bzw. dies deutlich zu machen, 
an die Bundesebene. Nur im Zusammenhang mit der Erörterung des Finanzaus-
gleichs wird regelmäßig auf die Vielfalt der Träger der öff entlichen Finanzwirt-
schaft verwiesen. Selbst hier treten dann aber die Gemeinden als besondere, in der 
Finanzverfassung in bestimmter Weise konstituierte Ebene oft zugunsten einer all-
gemeineren Betrachtung möglicher dezentraler Ebenen in einem föderativen Sys-
tem zurück. Im Vordergrund steht vielmehr das Bund-Länder-Verhältnis, wie die 
bisherige Diskussion um die notwendige Neugestaltung dieses Verhältnisses zeigt 
(vgl. Wissenschaftlicher Beirat 2015). Dies hat u. a. zur Konsequenz, dass kon-
krete institutionelle Rahmenbedingungen des kommunalpolitischen Handelns 
nicht oder nur am Rande einbezogen werden.

Insgesamt wird der fi nanzwirtschaftlichen und fi nanzpolitischen Bedeutung der 
Kommunalfi nanzen in der Lehrbuchliteratur nach wie vor nicht hinreichend Rech-
nung getragen.2 Zu einem Abbau dieses Defi zits soll dieses Buch beitragen. Dabei 

2 Dass die Kommunalfi nanzen in der deutschen Finanzwissenschaft früher eine stärkere Rolle ge-
spielt haben, zeigt sich u. a., wenn man die großen Sammelwerke als Indikator heranzieht. In 
der umfangreichsten Selbstdarstellung, dem Handbuch der Finanzwissenschaft, war in der ersten 
Aufl age die „Kommunale Finanzwirtschaftslehre“ noch mit einem ausführlichen Artikel vertre-
ten (Bleicher 1927), während nach dem Zweiten Weltkrieg die Kommunalfi nanzen in der zwei-
ten (1952 – 1965) und dritten (1977 – 1983) Aufl age nur noch unter dem Blickwinkel einzelner 
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ist hilfreich, dass sich im deutschen ökonomischen Aufsatz-Schrifttum, wie zuvor 
schon im angelsächsischen Bereich, in jüngerer Zeit die kommunalspezifi schen 
Beiträge mehren, auf die hier entsprechend zurückgegriff en werden konnte.

Was die Methoden betriff t, werden sowohl neoklassische Ansätze als auch solche 
aus dem Gebiet der Public Choice-Theorie bzw. Neuen Politischen Ökonomie 
berücksichtigt und Arbeiten theoretischer wie empirischer Art herangezogen. 
Die entsprechenden Ausschnitte werden nicht im Detail ausgeführt, sondern nur 
in Ansätzen dargestellt und mit Hinweisen auf weiterführende Literatur versehen.

Diese Beschränkung war – ebenso wie die der institutionellen Details der deut-
schen Kommunalfi nanzen – unvermeidlich, wenn das Buch den Charakter einer 
Einführung behalten sollte.

C. Adressatenkreis, Aufgabe und Aufbau des Buches

Die Beschäftigung mit den Kommunalfi nanzen und dementsprechend die Erarbei-
tung eines einführenden Lehrbuchs auf diesem Gebiet erfolgen unter zwei Zielen, 
der wissenschaftlichen Spezialisierung einerseits und der entsprechenden speziel-
len Berufsvorbereitung und Weiterbildung andererseits.

Unter dem Ziel der wissenschaftlichen Spezialisierung wird ein Teilbereich des 
Faches „Finanzwissenschaft“ behandelt, der, wie erwähnt, in den fi nanzwissen-
schaftlichen Lehrbüchern oft keinen oder keinen ausreichenden Platz fi ndet, ob-
wohl seine Bedeutung erheblich ist. Die Bedeutung ergibt sich aus den genannten 
Besonderheiten der kommunalen Ebene und deren Gewicht im öff entlichen Ge-
samthaushalt.

Unter dem zweiten Ziel, der Berufsvorbereitung und Weiterbildung, sind die Be-
sonderheiten mit Blick auf zahlreiche Berufsfelder zu refl ektieren, die auch für 
Ökonomen laufend an Bedeutung gewinnen.

Die Kommunen selbst stellen gerade für Wirtschaftswissenschaftler zunehmend 
ein Berufsfeld dar. Das ergibt sich nicht zuletzt aus den neuerlichen Bemühun-
gen vieler Kommunen, dezentrale Budgetierung einzuführen, verstärkt auf eine 

Elemente wie der Gewerbesteuer oder dem Finanzausgleich erscheinen. Dagegen wies das fach-
übergreifende Handwörterbuch der Wirtschaftswissenschaft ebenso wie seine beiden Vorgänger 
Artikel zu den Gemeindefi nanzen auf (Eheberg 1927; Timm 1965; Seiler 1981), und interessan-
terweise nicht nur wirtschaftswissenschaftliche (s. etwa Stern 1981a).
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betriebswirtschaftliche Kostenrechnung zurückzugreifen („Neues Steuerungsmo-
dell“), usf. Auch aus diesem Grund ist eine vertiefte ökonomische Analyse der 
Kommunalfi nanzen erforderlich geworden.

Außer für die Arbeit in Kommunen selbst ist die Kenntnis der Kommunalfi nanzen 
auch für Tätigkeiten in kommunalen Spitzenverbänden, gemeindlichen Zweckver-
bänden, Kommunalreferaten von Landes- und Bundesministerien, in Handelskam-
mern und vielen Bereichen der freien Wirtschaft von Bedeutung, in denen fi nanzi-
elle Probleme der Kommunen oder Fragen der kommunalen Wirtschaftsförderung 
oder der Steuerbelastung durch kommunale Hebesätze gerade auch in ihrer ge-
samtwirtschaftlichen Dimension mitbehandelt werden.

Bei der Gestaltung dieses Buches wurde Wert darauf gelegt, jeweils zunächst 
grundsätzliche ökonomische Betrachtungen und Theorieelemente vorzustellen, 
die für das ökonomische Verständnis der kommunalen Finanzwirtschaft hilfreich 
sind. Dann erst werden auf Deutschland bezogene Informationen geliefert, die für 
den an institutionellen Details Interessierten ggf. durch entsprechende Speziallite-
ratur zu ergänzen sind. Dabei wird ein Leser, der ökonomische Vorkenntnisse mit-
bringt, manche einführenden Passagen überspringen können (und stattdessen die 
angeführte weiterführende Literatur zu Rate ziehen), während diese Passagen dem 
ökonomisch noch nicht versierten Leser die erforderliche Basis für die weiteren 
Ausführungen liefern.

Die Absicht, die ökonomische Sichtweise in den Vordergrund zu stellen, spie-
gelt sich auch im Aufbau wieder. Das nachfolgende Kapitel dient der Besinnung 
darauf, welche Ziele für die Gestaltung der kommunalen Finanzen unterstellt 
werden sollen (2. Kap.). Erst muss die Richtung bestimmt werden, in die sich 
ein System wie das der Kommunalfi nanzen entwickeln soll. Vor allem muss es 
dem volkswirtschaftlichen Ziel der richtigen Verteilung der volkswirtschaftlichen 
Produktivkräfte (Allokationsziel) entsprechen und dafür die richtigen Anreize set-
zen. Eher ergänzend ist zu fragen, wieweit es den Zielen der Verteilungsgerechtig-
keit (Distributionsziel) oder den Stabilisierungs- und Wachstumszielen entspricht. 
Erst nach einer solchen grundsätzlichen Diskussion der Zielbezüge kann man 
Detailfragen zu den Ausschnitten der kommunalen Finanzwirtschaft stellen, die 
in den weiteren Kapiteln behandelt werden: Welche Aufgaben soll die kommu-
nale Ebene, in Abgrenzung von denen des Bundes oder Landes, erfüllen, und wie 
steht es unter diesem Aspekt mit den deutschen Kommunen? (3. Kap.). Wie sehen 
zweckmäßige Gemeindeeinnahmen, insbesondere Steuern, aus, und entspre-
chen die deutschen Einnahmequellen für diese Ebene diesen Kriterien? (4. Kap.). 
Welche Rolle sollen Zuweisungen als ergänzende Einnahmeart und damit der 
Einfl uss des Landes über den kommunalen Finanzausgleich für den kommunalen 
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Haushalt spielen? (5. Kap.). Vor allem ist auch der kommunale Haushalt in sei-
ner Gesamtheit nochmals unter den genannten Zielen zu prüfen (6. Kap.), und 
den Abschluss dieses 6. Kapitels bildet eine kurze Betrachtung der Möglichkeiten 
einer Stärkung der kommunalen Finanzautonomie.




